
 

 

 
 

Mitteilung nach § 5 UVPG bei Unterbleiben 
der Umweltverträglichkeitsprüfung 

 
Die Firma Mineraloelraffinerie Oberrhein GmbH & Co. KG, Nördliche Raffineriestraße 
1 in 76187 Karlsruhe (MiRO) hat am 04.11.2025 einen Antrag auf Erteilung einer 
wasserrechtlichen Erlaubnis für die Errichtung von 4 Brunnen und eine bauzeitliche 
Wasserhaltung auf dem Baufeld der Abwasserbehandlung im Werkteil 2 (ABA2) ge-
stellt. Die Zulassung wurde am 21.11.2025 durch das Regierungspräsidium Karls-
ruhe erteilt. Am 24.04.2026 wurde die Anpassung dieser Zulassung beantragt, weil 
für die Fortführung der Baumaßnahme das Grundwasser weiter als bislang zugelas-
sen, abgesenkt werden muss. Um das vorgesehene Absenkziel von 98,60 m+NN zu 
erreichen wird die ursprünglich vorgesehene Wassermenge überschritten. Die Ge-
samtwasserentnahme beträgt über die Dauer von 3 Wochen nun 180.000 m³.  
 
Für das Vorhaben war im Rahmen des Zulassungsverfahrens eine allgemeine Vor-
prüfung nach § 7 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in 
Verbindung mit Nr. 13.3.2 der Anlage 1 und Anlage 3 des UVPG durchzuführen. Im 
Rahmen der vorgegebenen Prüfung wurde festgestellt, dass für das beantragte Vor-
haben keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 
 
Das Vorhaben kann nach Einschätzung der Behörde aufgrund überschlägiger Prü-
fung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien keine er-
heblichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei 
der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. 
 
Diese Einschätzung stützt sich im Wesentlichen auf nachfolgende Gründe: 
Betroffenes Schutzgut ist das Grundwasser. Für die Flächen außerhalb des Betriebs-
geländes der MiRO treten bei stationärer und damit pessimaler Betrachtung Absen-
kungen kleiner als 0,25 m auf. Aus der Ganglinie der in unmittelbarer Nähe befindli-
chen Grundwassermessstelle ist ersichtlich, dass der natürliche Schwankungsbe-
reich ca. 0,5 m beträgt. Die sich bei stationärer Betrachtung einstellende Absenkung 
liegt damit im natürlichen Schwankungsbereich. Zudem zeigen Wiederanstiegsmes-
sungen eine nahezu sofortige Reaktion beim Abstellen des Pumpbetriebes. So wird 
innerhalb weniger Stunden das Ausgangsniveau vor Beginn der Entnahme wieder 



 

 

erreicht. Bei der vorliegenden geringen und nur kurzfristig auftretenden Absenkung 
sind erheblich nachteilige Auswirkungen auf die in der Nachbarschaft liegenden 
Schutzgebiete „Naturschutzgebiet 2.081 „Altrhein Kleiner Bodensee“, FFH-Gebiet 
6816341 „Rheinniederung von Karlsruhe bis Philippsburg“ und das Vogelschutzge-
biet 6816401 „Rheinniederung Karlsruhe bis Rheinsheim“ nicht zu erwarten. 
 
Diese Feststellung ist nach § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbständig anfechtbar. 
Diese Mitteilung gilt als Bekanntgabe nach § 5 Abs. 2 UVPG. 
 
Karlsruhe, den 30.04.2026 
Regierungspräsidium Karlsruhe 
Referat. 54.3 
 


